Deutsdier Bundestag Drucksache Vl/1459 

6. Wahlperiode 

Sachgebiet 64 


Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

über die verbilligte Veräußerung, Vermietung und 
Verpaditung von bundeseigenen Grundstücken 

A. Problem 

Die verbilligte Abgabe von Grundbesitz des Bundes für Zwedce 
u. a. des Wohnungsbaues, der Eigentumsbildung, der Bildung 
und Wissenschaft oder der städtebaulichen Sanierung scheiterte 
bisher an der Vorschrift des § 63 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 5 BHO, 
die die Veräußenmg oder Nutzung von Bundesvermögen nur 
zum vollen Wert zuläßt. 


B. Lösung 

Die genannte Vorschrift wird nicht geändert, aber der Bundes- 
finanzminister wird ermächtigt, in bestimmten Fällen von ihr 
abzuweichen. Dabei kann der Kaufpreis um 30 Vo, das Nutzungs- 
entgelt bis um 50 ®/o gesenkt werden, in Fällen der Bildung, 
Wissenschaft und Kulturpflege sogar bis auf einen Anerken- 
nungsbetrag. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Mindereinnahmen 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, GoethesUaße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 




Drucksache VI/1459 


Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 

Sachgebiet 64 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20. November 1970 

1/4 (IV/5) — 59000 — Gr 2/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über die verbilligte Veräußerung, Vermie- 
tung und Verpachtung von bundeseigenen 
Grundstücken 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 356. Sitzung am 2. Oktober 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung 
zu nehmen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die verbilligte Veräußerung, Vermietung und 
Verpachtung von bundeseigenen Grundstudien 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
abweichend von § 63 Abs. 3 Satz 1 der Bundeshaus- 
haltsordnung, bebaute und unbebaute bundeseigene 
Grundstücke imter dem vollen Wert zu veräußern, 
wenn sichergestellt ist, daß sie binnen angemesse- 
ner Frist unmittelbar für folgende Zwecke verwen- 
det werden: 

1. den Bau von Wohnungen des öffentlich geför- 
derten sozialen oder des steuerbegünstigten 
Wohnungsbaues, 

2. Bildung von Eigentum für breite Schichten der 
Bevölkerung durch den Erwerb von Familien- 
heimen und Eigentumswohnungen, 

3. Förderung der gewerblichen Wirtschaft im 
Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 
die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" vom 6. Okto- 
ber 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1861) in den för- 
derungsbedürftigen Gebieten im Sinne von § 1 
des Investitionszulagengesetzes vom 18. August 
1969 (Bundesgesetzbl. I S, 1211) und unter den 
dort genannten Voraussetzungen, in der TJber- 
gangszeit bis zum Inkrafttreten des ersten Rah- 
menplanes nach § 4 des Gesetzes über die Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur" auch in den Gebieten, 
in denen die in der Anlage zu diesem Gesetz 
bezeichneteü Aktionsprogramme duchgeführt 
werden, 

4. Förderung des Ausbaues der Infrastruktur im 
Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über 
die Geraeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" in den förde- 
rungsbedürftigen Gebieten im Sinne von § 1 
des Investitionszulagengesetzes unter den im 
erstgenannten Gesetz enthaltenen Vorausset- 
zungen, in der Übergangszeit bis zum Inkraft- 
treten des ersten Rahmenplanes nach § 4 des 
Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
auch in den Gebieten, in denen die in der An- 
lage zu diesem Gesetz bezeichneten Aktions- 
programme durchgeführt werden, 

5. Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes im Sinne von § 1 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes" vom 3. September 1969 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1573), soweit im Einzelfall die Voraus- 


setzungen einer finanziellen Förderung nach 
diesem Gesetze vorliegen, 

6. Bildung, Wissenschaft und Kulturpflege, 

7. Einrichtungen der Träger der Sozialhilfe, der 
freien Wohlfahrtspflege, der öffentlichen und 
freien Jugendhilfe, der Familienhilfe, der Fa- 
milienbildung und Familienerholung, 

8. Einrichtungen der medizinischen und beruflichen 
Rehabilitation, 

9. Krankenhäuser, Altenheime und Alterspflege- 
heime, 

10. städtebauliche Entwicklungs- und Sanierungs- 
maßnahmen, 

11. Verkehrs- und Grünanlagen, 

12. Sportanlagen. 

§ 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
abweichend von § 63 Abs. 5 der Bundeshaushaits- 
ordnung, die Nutzung von bebauten und unbebauten 
Grundstücken unter dem vollen Wert für folgende 
Zwecke zu überlassen: 

1. Bildung, Wissenschaft und Kulturpflege, 

2. Einrichtungen der Träger der Sozialhilfe, der 
freien Wohlfahrtspflege, der öffentlichen und 
freien Jugendhilfe, der Familienhilfe, der Fami- 
lienbildung und Familienerholung, 

3. Einrichtungen der medizinischen und beruflichen 
Rehabilitation, 

4. Krankenhäuser, Altenheime, und Alterspflege- 
heime, 

5. Sportanlagen, 

6. gottesdienstliche Zwecke, wenn die Grundstücke 
nach ihrer Beschaffenheit hierfür ausschließlich 
zu dienen bestimmt sind. 

§ 3 

(1) Der Kaufpreis kann unter den Voraussetzun- 
gen des § 1 bis um 30 v. H. des Verkehrswertes ge- 
senkt werden. 

(2) Das Nutzungsentgelt kann unter den Voraus- 
setzungen des § 2 Nr. 1 bis 5 bis auf 50 v. H. der 
ortsüblichen Mietd oder Pacht, unter den Voraus- 
setzxmgen der Nummer 6 auf einen Anerkennungs- 
betrag ermäßigt werden. 

(3) § 63 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 der Bundeshaus- 
haltsordnung bleibt unberührt. 
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linien zur Durchführung dieses Gesetzes. 


Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Dieses Gesetz tritt an dem Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Anlage 


Bei den im § 1 Nr. 3 und 4 genannten Regionalen 
Aktionsprogrammen handelt es sich um folgende 
Gebiete: 

1. Regionales Aktionsprogramm ,,Schleswig-Unter- 
elbe“: 

das sind die Landkreise Dithmarschen, Flens- 
burg, Nordfriesland, Schleswig, Steinburg so- 
wie die kreisfreie Stadt Flensburg. 

2. Regionales Aktionsprogramm „Holstein": 

das sind die Landkreise Herzogtum Lauen- 
burg, Ostholstein, Plön, Rendsburg-Eckern- 
förde, Segeberg, Stormarn sowie die kreis- 
freien Städte Hansestadt Lübeck, Kiel und 
Neumünster. 

3. Regionales Aktionsprogramm „Nordwestnieder- 
sachsen" : 

das sind die Landkreise Diepholz, Grafschaft 
Hoya, Nienburg, Harburg, Soltau, Bremer- 
vörde, Land Hadeln, Osterholz, Rotenburg 
(Hann.), Stade, Verden, Wesermünde, 
Aschendorf-Hümmling, Bersenbrück, Graf- 
schaft Bentheim, Lingen, Meppen, Wittlage, 
Aurich (Ostfr.), Leer, Norden, Wittmund, Am- 
merland, Cloppenburg, Friesland, Oldenburg 
i. O., Vechta, Wesermarsch, sowie die kreis- 
freien Städte Cuxhaven, Emden, Delmen- 
horst, Oldenburg i. O., Wilhelmshaven und 
Bremerhaven. 

4. Regionales Aktionsprogramm „Niedersächsi- 
sches Zonenrandgebiet" : 

das sind die Landkreise Duderstadt, Einbeck, 
Göttingen, Hildesheim-Marienburg, Münden, 
Northeim, Osterode am Harz, Peine, Zeller- 
feld, Gifhorn, Lüchow-Dannenberg, Lüneburg, 
Uelzen, Blankenburg, Braunschweig, Ganders- 
heim, Goslar, Helmstedt, Wolfenbüttel sowie 
die kreisfreien Städte Hildesheim, Lüneburg, 
Wolfsburg, Braunschweig, Goslar und Salz- 
gitter. 

5. Regionales Aktionsprogramm „Nordeifel-Grenz- 
raum Aachen" : 

das sind die Landkreise Aachen, Monschau, 
Schleiden, Selfkantkreis-Geilenkirchen-Heins- 
berg sowie die kreisfreie Stadt Aachen. 

6. Regionales Aktionsprogramm „Südostwest- 
falen" : 

das sind die Landkreise Brilon, Wittgenstein, 
Büren und Warburg. 

7. Regionales Aktionsprogramm „Hessische Bun- 
desfördergebiete" : 

das sind die Landkreise Alsfeld, Büdingen, 
Gelnhausen, Lauterbach, Schlüchtern, Esch- 
wege, Fritzlar-Homberg, Fulda, Hersfeld, 
Hofgeismar, Hünfeld, Kassel, Melsungen, 


Rotenburg a. d. Fulda, Witzenhausen, Wolf- 
hagen, Ziegenhain und die kreisfreien Städte 
Fulda und Kassel. 

8. Regionales Aktionsprogramm „Mittelrhein- 
Lahn-Sieg" : 

das sind die Landkreise Rhein/Hunsrück, 
Rhein/Lahn, Oberwesterwald, Altenkirchen, 
Limburg und Oberlahn. 

9. Regionales Aktionsprogramm „Eifel-Hunsrück- 
Gebiet" ; 

das sind die Landkreise Cochem-Zell, Bem- 
kastel-Wittlich, Bitburg, Daun, Prüm, Trier- 
Saarburg sowie die kreisfreie Stadt Trier. 

10. Regionales Aktionsprogramm „Saarland-West^ 
Pfalz": 

das sind die Landkreise Homburg, Merzig- 
Wadern, Ottweiler, Saarbrücken, Saarlouis, 
Sankt Ingbert, Sankt Wendel, Birkenfeld, 
Donnersberg-Kreis, Kaiserslautem, Kusel, Pir- 
masens, Zweibrücken sowie die kreisfreien 
Städte Saarbrücken, Kaiserslautem, Pirma- 
sens und Zweibrücken. 

11. Regionales Aktionsprogramm „Hohenlohe- 
Odenwald-Gebiet" : 

das sind die Landkreise Crailsheim, Künzels- 
au, Mergentheim, Öhringen, Schwäbisch-Hall, 
Buchen, Mosbach, Tauberbischofsheim und 
Sinsheim. 

12. Regionales Aktionsprogramm „Alb-Oberschwa- 
ben-Bodensee-Gebiet" : 

das sind die Landkreise Münsingen, Saulgau, 
Sigmaringen, Stockach und Überlingen. 

13. Regionales Aktionsprogramm „Südlicher Ober- 
rhein-Hochschwarzwald" : 

das sind die Landkreise Emmendingen, Frei- 
burg, Hodischwarzwald, Müllheim und die 
kreisfreie Stadt Freiburg i. Br. 

14. Regionales Aktionsprogramm „Ostbayerisches 
Zonenrand- und Ausbaugebiet": 

das sind die Landkreise Bogen, Deggendorf, 
Dingolfing, Eggenfelden, Grafenau, Griesbach 
i. Rottal, Kelheim, Kötzting, Landau a. d. Isar, 
Mainburg, Mallersdorf, Passau, Pfarrkirchen, 
Regen, Rottenburg a. d. Laaber, Straubing, 
Viechtach, Vilsbiburg, Vilshofen, Wegscheid, 
Wolfstein, Cham, Neunburg vorm Wald, 
Oberviechtach, Roding, Vohenstrauß, Wald- 
münchen sowie die kreisfreien Städte Deggen- 
dorf, Passau und Straubing. 

15. Regionales Aktionsprogramm „Oberfränkisches 
Zonenrand- und Ausbaugebiet": 

das sind die Landkreise Bamberg, Bayreuth, 
Coburg, Ebermannstadt, Hof, Kronach, Kulm- 
bach, Lichtenfels, Münchberg, Naila, Pegnitz, 
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Rehau, Stadtsteinadi, Staffelsstein, Wunsiedel 
sowie die kreisfreien Städte Bamberg, Bay- 
reuth, Coburg, Hof, Knimbach, Marktredwitz, 
Neustadt b. Coburg und Selb. 

16. Regionales Aktionsprogramm „Westbayerisches 
Ausbaugebiet": 

das sind die Landkreise Aichadi, Ingolstadt, 
Pfaffenhofen a. d. Ilm, Sdirobenhausen, Ans- 
bach, Dinkelsbühl, Eichstätt, Feuditwangen, 
Gunzenhausen, Hilpoltstein, Neustadt a. d. 
Aisch, Rothenburg o. d. T., Scheinfeld, Uffen- 
heim, W^eihenbarg i Bay., Donauwörth, Neu- 
burg a. d. Donau, Nördlingen, Wertingen so- 
wie die kreisfreien Städte Ingolstadt, Ans- 
bach, Eichstätt, Rothenburg o. d. T., Weißen- 
burg i. Bay., Neuburg a. d. Donau und Nörd- 
lingen. 

17. Regionales Aktionsprogramm „Oberpfälzisches 
Zonenrand- und Ausbaugebiet" : 

das sind die Landkreise Tirschenreuth, Kem- 
nath, Neustadt a. d. Waldnaab, Eschenbach i. d. 
Opf., Amberg, Nabburg, Sulzbach-Rosenberg, 
Burglengenfeld, Neumarkt i. d. Opf., Pars- 
berg, Beilngries, Regensburg und Riedenburg 
sowie die kreisfreien Städte Regensburg, 


Weiden, Amberg, Schwandorf i. Bay. und 
Neumarkt i. d. Opf. 

18. Regionales Aktionspiogramm „Unterfränkisches 
Zonenrand- und Ausbaugebiet" : 

das sind die Landkreise Mellrichstadt, Königs- 
hofen i. Grabfeld, Hofheim i. Ufr., Ebern, Bad 
Neustadt a. d. Saale, Bad Kissingen, Haßfurt, 
Schweinfurt, Brückenau, Gemünden, Hammel- 
burg, Karlstadt, Würzburg, Gerolzhofen, Kit- 
zingen, Ochsenfurt und Marktheidenfeld so- 
wie die kreisfreien Städte Würzburg, Kit- 
zingen, Bad Kissingen und Schweinfurt. 

19. Regionales Aktionsprogramm „Oberbayerisch- 

schwäbisches Ausbaugebiet": 

das sind die Landkreise Landsberg a. Lech, 
Weilheim i. Obb., Garmisch-Partenkirchen 
und Füssen sowie die kreisfreie Stadt Lands- 
berg a. L^ch. 

20. Regionales Aktionsprogramm „Südöstliches- 
oberbayerisches Ausbaugebiet": 

das sind die Landkreise Wasserburg a. Inn, 
Traunstein, Laufen und Berchtesgaden sowie 
die kreisfreien Städte Bad Reichenhall und 
Traunstein. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Der für Aufgaben des Bundes nicht benötigte Grund- 
besitz soll stärker als bisher zur Nutzung für die 
im Gesetz einzeln benannten Zwecke herangezogen 
werden. Im wesentlichen handelt es sich um die För- 
derung des Wohnungsbaues, der Eigentumsbildung, 
von Bildung und Wissenschaft, der Jugend- und Fa- 
milienhilfe, des Sports, der Verbesserung der Wirt- 
schaf tsstruktur und der städtebaulichen Sanierungs- 
maßnahmen. Dazu sollen die hierfür geeigneten 
Grundstücke auch unter ihrem vollen Wert ver- 
äußert und teilweise verbilligt zur Nutzung über- 
lassen werden können. 

Nach § 63 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 5 der Bundeshaus- 
haltsordnung (BHO) dürfen Gegenstände des Bun- 
desvermögens grundsätzlich nur zu ihrem vollen 
Wert veräußert bzw. zur Nutzung überlassen wer- 
den. Durch den Haushaltsplan genehmigte Abwei- 
chungen vom Grundsatz des § 63 BHO bezogen sich 
bisher im wesentlichen allein auf die Veräußerung 
von unbebauten Grundstücken zu Zwedcen des so- 
zialen Wohnungsbaues. Die Förderung soll jetzt we- 
sentlich erweitert werden. Da die Durchführung der 
Vorhaben sich häufig über einen langen Zeitraum 
erstreckt, reichen für eine wirksame Förderung 
Haushaltsvermerke nach § 63 Abs. 3 Satz 3 BHO 
und die Ermächtigung nach § 63 Abs. 4 BHO zu be- 
grenzten Abweichungen vom vollen Wert nicht im- 
mer aus. Deshalb bedarf es eines Gesetzes. 

Weiter soll das Gesetz die politische Bedeutung un- 
terstreichen, die den oben genannten Aufgaben zu- 
kommt. 

Schließlich wird eine Signal- und beispielgebende 
Wirkung auf die Bundesländer und Gemeinden er- 
wartet, damit auch diese ihren umfangreichen 
Grundbesitz in stärkerem Maße als bisher für die 
oben genannten Zwecke bereitstellen. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu§ 1 

1. Nummer 1 ermächtigt, Grundstücke für den Bau 
von Wohnungen als Mietwohnungen, Eigentums- 
wohnungen und Familienheimen, Wohnheimen 
und Wohnheimplätzen verbilligt zu veräußern. 
Die Einbeziehung auch der bebauten Grundstücke 
ist hier von besonderer Bedeutung, damit auch 
solche Grundstücke erfaßt werden können, die 
derzeit eine unwirtschaftliche Bebauung aufwei- 
sen, die im Rahmen der Neubauten beseitigt 
wird. 

2. Nummer 2 ermöglicht die verbilligte Veräuße- 
rung von' Familienheimen und Eigentumswoh- 
nungen, die durch Umwandlung bisheriger Miet- 
wohnungen geschaffen werden. 


3. Die Nummern 3 und 4 ermächtigen erstmals da- 
zu, bundeseigene Grundstücke zur Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur unter dem 
vollen Wert zu veräußern. Dabei zielt Nummer 3 
auf die Förderung der gewerblichen Wirtschaft, 
Nummer 4 auf die Förderung des Ausbaues der 
Infrastruktur als Voraussetzung für die Entwick- 
lung der gewerblichen Wirtschaft. 

Beide Bestimmungen wurden an bereits be- 
stehende einschlägige Gesetze angelehnt, nämlich 
an das Investitionszulagengesetz und das Gesetz 
über die Gemeinschafts auf gäbe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur". Dies hat 
den Vorteil, daß die Voraussetzungen für eine 
verbilligte Veräußerung nach den Voraussetzun- 
gen dieser Gesetze bestimmt werden können. Da- 
mit wird gewährleistet, daß ein Vorhaben durch 
die verschiedenen Arten von Maßnahmen (ver- 
billigte Landabgabe, Investitionszulagen, Dar- 
lehen usw.) einheitlich gefördert wird, ein ein- 
heitlicher Beurteilungsmaßstab angelegt wird 
und Fehlentwicklungen vermieden werden. 

Zu den förderungsbedürftigen Gebieten gehören 

das Zonenrandgebiet im Sinne des § 6 des 
Gesetzes über die Besteuerung des Straßen- 
güterverkehrs vom 28. Dezember 1968 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1461), 

das Steinkohlenbergbaugebiet Saar im Sinne 
des Abschnitts D der Anlage zum Steinkoh- 
lenbergbau-Anpassungsgesetz vom 15. Mai 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 365) 

und Gebiete, die durch die Verordnung über 
die förderungsbedürftigen Gebiete im Sinne 
des § 1 Abs. 2 Nr. 3 des Investitionszulagen- 
gesetzes vom 4. September 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1576) bestimmt werden. Es han- 
delt sich hier im wesentlichen um wirtschafts- 
schwache Landkreise imd Gemeinden. 

In der Übergangszeit bis zum Inkrafttreten des 
ersten Rahmenplanes nach § 4 des Gesetzes über 
die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" — nach § 12 des 
Gesetzes, also längstens bis zum 31. Dezember 
1972 — sollen die Begünstigungen des vorlie- 
genden Gesetzes auf alle Gebiete angewendet 
werden, in denen bereits heute eine stärker 
koordinierte, von Bund und Ländern gemeinsam 
getragene, regionale Wirtschaftspolitik durchge- 
führt wird. Daher sind auch die in der Anlage 
genannten derzeit 20 regionalen Aktionspro- 
gramme aufgeführt worden. Diese beziehen sich 
außer auf Teile der bereits vorher genannten 
förderungsbedürftigen Gebiete im Sinne des In- 
vestitionszulagengesetzes auch auf einige hierin 
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nicht eingeschlossehe Landesfördergebiete. Zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des erstens Rahmen- 
planes soll die Verordnung über die förderungs- 
bedürftigen Gebiete im Sinne des § i Abs. 2 Ni. 3 
des Investitionszulagengesetzes geändert wer- 
den. Diese Verordnung wird dann sämtliche för- 
derungsbedürftigen Gebiete nach dem Investi- 
tionszulagengesetz und dem Gesetz über die Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur" einheitlich ausweisen. 

a) Für Nummer 3 ist § 1 des Investitionszulagen- 
gesetzes vom 18. August 1969 maßgebend. 
Danach kommen als begünstigte Erwerber in 
Betracht Steuerpflichtige im Sinne des Ein- 
kommen- und des Körperschaftssteuergeset- 
zes, die in den vorgenannten förderungsbe- 
dürftigen Gebieten eine Betriebsstätte errich- 
ten oder erweitern, 

oder — das gilt nur für das Zonenrandgebiet 
hier gelegene Betriebsstätten umstellen oder 
grundlegend rationalisieren. 

Voraussetzung für die verbilligte Veräuße- 
rung ist im übrigen, daß der Bundesminister 
für Wirtschaft im Benehmen mit der von der 
Landesregierung bestimmten Stelle die Förde- 
rungswürdigkeit, vor allem im Hinblick auf 
die Schaffung und Erhaltung von Arbeitsplät- 
zen, bescheinigt hat. 

b) Für Nummer 4 ist das Gesetz über die Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur", insbesondere § 1 
Abs. 1 Nr. 2 und § 2 des Gesetzes, maß- 
gebend. Danach werden durch eine Ver- 
billigung Maßnahmen begünstigt, die den 
Ausbau der Infrastruktur fördern, soweit dies 
für die Entwicklung der gewerblichen Wirt- 
schaft erforderlich ist. 

4. Die Vergünstigung der Nummer 5 soll — künf- 
tig nach Maßgabe des nach dem Gesetz über die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes" vom 3. Septem- 
ber 1969 (BGBl. I S. 1573) aufzustellenden Rah- 
menplanes — die in letzter Zeit verstärkt unter- 
nommenen und in Zukunft gemeinschaftlich mit 
den Ländern durchzuführenden Bemühungen des 
Bimdes unterstützen, eine leistungsfähige, den 
erhöhten Anforderungen im gemeinsamen Markt 
gewachsene Landwirtschaft zu schaffen. Sie soll 
ferner die im allgemeinen Interesse erforder- 
lichen wasserwirtschaftlichen und kulturbautech- 
nisdien Maßnahmen erleichtern, einschließlich 
der noch nicht abgeschlossenen Maßnahmen zur 
Erhöhung der Sicherheit der Küsten. 

5. Nummer 6 erfaßt Maßnahmen der Bildung, Wis- 
senschaft und Kulturpflege. Die Bildung soll so- 
wohl die Schul- und Hochschulbildung wie auch 
die berufliche Bildung (mit Ausbildung, Fortbil- 
dung und Umschulung) sowie die Erwachsenen- 
bildung umfassen. Ebenso sollen die Begriffe 
Wissenschaft, wozu insbesondere auch die For- 
schung zählt, und Kulturpflege im weitesten 
Sinne verstanden werden. 


6. Die Kaufpreisermäßigung in den Fällen der Num- 
mer 7 (Sozial-, Jugend- und Familienhilfe u. a.), 
der Nummer 8 (medizinische und berufliche Re- 
habilitation) sowie Nummer 9 (Krankenhäuser, 
Altenheime und Alterspflegeheime) soll eine 
wirksame Förderung der entsprechenden Aufga- 
ben in Einzelfällen ermöglichen. Die Träger sol- 
len in die Lage versetzt werden, zu günstigen Be- 
dingungen Eigentümer der Einrichtungen zu 
werden. 

7. Die Nummern 10 und 11 erhalten vor allem in 
den Orten Bedeutung, in denen Militäranlagen, 
die heute nicht mehr für Bundeszwecke benötigt 
werden, erstellt worden sind. Infolge der inzwi- 
schen eingetretenen Entwicklung liegen diese 
Anlagen heute häufig störend im Weichbild der 
Städte. 

8. Nummer 12 zielt auf die Förderung des Sports 
durch die Bereitstellung von Grundstücken für 
Sportanlagen verschiedener Art, deren Einrich- 
tung häufig — besonders bei kleinen und ein- 
fachen Anlagen — durch das Fehlen hinreichen- 
der Mittel für den Grunderwerb erschwert ist. 

Zu § 2 

§ 2 ermächtigt, bebaute und unbebaute Grundstücke 
in bestimmten Fällen unter dem vollen Wert zur 
Nutzung zu überlassen. Bei den Tatbeständen der 
Nummern 1 bis 5 handelt es sich um Zweckbestim- 
mungen, die mit denen in § 1 Nr. 5 bis 8 und Nr. 11 
für die verbilligte Veräußerung identisch sind. Die 
Nummern 4 und 6 knüpfen an bisher bestehenden 
Ermächtigungen im Haushaltsplan an. 

1. Durch die Nummer 2 soll, soweit es sich z. B. um 
die Jugendhilfe handelt, eine tatkräftige Unter- 
stützung der Arbeiten auf diesem Gebiet durch 
eine finanzielle Entlastung der Träger dieser 
Aufgabe erreicht werden. Dies gilt vor allem für 
Grundstücke im Gebiet der deutschen Nord- und 
Ostseeküste, die schon bisher verschiedenen Ju- 
gendwerken überlassen waren, deren Träger 
durch die Zahlung der ortsüblichen Miete stark 
belastet sind. 

2. Unter die Zweckbestimmung der Nummer 6 fal- 
len gegenwärtig noch 10 Objekte, im wesent- 
lichen ehern, reichseigene Gamisonkirchen der 
früheren Deutschen Wehrmacht, die gottesdienst- 
lich genutzt werden. 

Zu § 3 

Diese Vorschrift bestimmt den Höchstbetrag, um den 
die Kaufpreise oder das Nutzungsentgelt gesenkt 
werden können. Die bisherigen Erfahrungen bei der 
Veräußerung und Vermietung bundeseigener Grund- 
stücke wurden hierbei berücksichtigt. 

§ 3 Abs. 3 stellt klar, daß Abweichungen vom Grund- 
satz des § 63 Abs. 3 Satz 1 BHO in anderen Fällen 
nach wie vor durch den Haushaltsplan oder unter 
den Voraussetzungen von § 63 Abs. 4 BHO durch 
den Bundesminister der Finanzen genehmigt wer- 
den können. 
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Zu § 4 

Durch die in § 4 erwähnten Richtlinien sollen die 
Verfahrensregeln bei der verbilligten Veräußerung, 
Vermietung und Verpachtung aufgestellt werden. 
Dabei sollen auch die Kriterien für die Bemessung 
des Preisnachlasses im Einzelfall festgelegt werden. 
Für den Fall, daß von den Berechtigten der Verwen- 
dungszweck nicht eingehalten wird, sind entspre 
chende Maßnahmen (Nachzahlungspflicht, Wieder - 
kaufsrecht, Vertragsstrafen) beabsichtigt. 

Zu § 5 

§ 5 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 6 

§ 6 enthält das Inkrafttreten. 
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Drucksache VI/ 1459 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 1 Nr. 3 

§ 1 Nr. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„3. Förderung der gewerblichen Wirtschaft 

a) in Berlin, wenn der Bundesminister für 
Wirtschaft im Benehmen mit der von der 
Landesregierung bestimmten Stelle die be- 
sondere Förderungswürdigkeit bescheinigt 
hat, 

b) im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes 
über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
vom 6. Oktober 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1861) in den förderungsbedürftigen Ge- 
bieten im Sinne von § 1 des Investitions- 
zulagengesetzes vom 18. August 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1211) und unter den 
dort genannten Voraussetzungen, in der 
Übergangszeit bis zum Inkrafttreten des 
ersten Rahmenplanes nach § 4 des Geset- 
zes über die Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" auch in den Gebieten, in idenen 
die in der Anlage zu diesem Gesetz be- 
zeichneten Aktionsprogramme durchge- 
führt werden,". 

Begründung 

Die Sonderlage Berlins macht es — wie bisher 
stets vom Bund bekundet — erforderlich, Berlin 
zur Förderung seiner gewerblichen Wirtschaft in 
die besonderen Maßnahmen des Gesetzes einzu- 
beziehen. Um eine der regionalen Wirtschafts- 
politik angemessene Vergabe von bundeseige- 
nen Grundstücken sicherzustellen, sollten bun- 
deseigene Grundstücke allerdings nur dann ver- 
billigt veräußert werden, wenn der Bundesmi- 
nister für Wirtschaft im Benehmen mit der von 
der Landesregierung bestimmten Stelle die be- 
sondere Förderungs Würdigkeit bescheinigt hat. 


2. Zu § 1 Nr. 4 

In § 1 Nr. 4 sind vor den Worten „in den förde- 
rungsbedürftigen Gebieten" die Worte „in Ber- 
lin und" einzufügen. 

Begründung 

Die Einbeziehung Berlins in die vorgesehenen 
Maßnahmen zur Förderung des Ausbaues der 
Infrastruktur, soweit diese für die Entwicklung 
der gewerblichen Wirtschaft erforderlich ist, 
stellt die besondere Förderungspriorität Berlins 
klar. 


3. Zu § 2 

a) Es wird folgende neue Nummer 1 eingefügt: 

„1. Förderung der gewerblichen Wirtschaft 
nach § 1 Nr. 3 und Förderung des Aus- 
baues der Infrastruktur nach § 1 Nr. 4,". 

b) Die bisherigen Nummern 1 bis 6 werden 
Nummern 2 bis 7. 

Begründung 

Die Ermächtigung, bebaute und unbebaute 
Grundstücke verbilligt zur Nutzung zu überlas- 
sen, sollte sich auch auf die förderungswürdigen 
Zwecke im Sinne des § 1 Nr. 3 und 4 erstrecken. 
Die Gründe, die für die vorgesehene Vergünsti- 
gung durch Veräußerung unter dem vollen Wert 
maßgebend sind, gelten in gleichem Maße für 
eine verbilligte Nutzungsüberlassung, wenn bzw. 
solange eine Grundstücks Veräußerung nicht statt- 
findet. 

Eine solche Erweiterung des Katalogs in § 2 ist 
insbesondere deshalb dringend erforderlich, weil 
zahlreiche Industrie- und Gewerbebetriebe in den 
Förderungsgebieten bundeseigene bebaute und 
unbebaute Grundstücke gemietet oder gepachtet 
haben. Die derzeitigen Miet- und Pachtzinsen, 
insbesondere bei den zu erwartenden Erhöhun- 
gen in Anpassung an die gestiegenen Grund- 
stückspreise, stellen für die betroffenen Betriebe, 
die vielfach in verkehrsfernen Standorten struk- 
turschwacher Gebiete ansässig sind, eine erheb- 
liche Belastung dar. Ferner erscheint es notwen- 
dig, die Möglichkeit der Nutzungsüberlassung 
unter dem vollen Wert auch zur Förderung infra- 
struktureller Zwecke im Sinne des § 1 Nr, 4 zu 
schaffen. 


4. Zur Anlage 

a) In Nummer 3 ist vor dem Wort „Diepholz" 
das Wort „Grafschaft" und nach dem Wort 
„Nienburg" das Wort „(Weser)" einzufügen; 
nach dem Wort „Rotenburg" ist der Klammer- 
zusatz wie folgt zu fassen: „(Wümme)" und 
jeweils nach den Worten „Oldenburg" die 
Abkürzung „i. O." zu streichen und dafür zu 
setzen „(Oldb.)" 

Begründung 
Notwendige Berichtigung. 

b) In Nummer 4 sind vor dem Wort „Duder- 
stadt" die Worte „Alfeld (Leine)," und vor 
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dem Wort „Münden" das Wort „Holzmin- 
den," einzufügen. 

Begründung 

Das Verfahren zur weiteren Anerkennung der 
Landkreise Alfeld und Holzminden schwebt 
noch. Die Voraussetzungen zur Förderung 
sind weiterhin gegeben. 

c) Nummer 5 und Nummer 6 sind wie folgt zu 
fassen: 

„5. Regionales Aktionsprogramm , Nordeifel- 
Grenzraum Aachen'; 

das sind die Kreise Monschau, Schleiden, 
Aachen, Euskirchen, Jülich, Selfkantkreis 
Geilenkirchen-Heinsberg sowie die kreis- 
freie Stadt Aachen. 

6. Regionales Aktionsprogramm , Südost- 
westfalen': 

das sind die Kreise Büren, Warburg, Höx- 
ter, Meschede, Brilon und Wittgenstein." 

Begründung 

Die in der Anlage zum Gesetzentwurf zitierte 
Abgrenzung der nordrhein-westfälischen Ak- 
tionsräume ist unvollständig. Es ist notwen- 
dig, sie mit den für das Land Nordrhein- 
Westfalen verkündeten Aktionsprogrammen 
in Einklang zu bringen. 


Im übrigen ist der Begriff „Landkreis" durch 
die in Nordrhein-Westfalen amtliche Bezeich- 
nung „Kreis" ersetzt worden. 

d) ln Nummer 13 sind die Worte „Bühl", „Kehl", 
und „Lahr" jeweils an entsprechender Stelle 
einzufügen. 

Begründung 

Die Voraussetzungen für die Einbeziehung 
der drei Kreise dn das Regionale Aktionspro- 
gramm liegen vor. Die drei Kreise, die als 
Grenzgebiet bis zum zweiten Weltkrieg in 
ihrer Entwicklung sehr gehemmt waren und 
die unter den Auswirkungen des Krieges be- 
sonders zu leiden hatten, bedürfen weiterer 
Förderung, um den Anschluß an die Wirt- 
schaftskraft anderer Teile der Bundesrepublik 
zu finden. 

e) In Nummer 16 sind die Worte „Dillingen" 
und „kreisfreie Stadt Dillingen" 

und in Nummer 18 die Worte „Alzenau", 
„Lohr" und „Miltenberg" jeweils an entspre- 
chender Stelle einzufügen. 

Begründung 

Die Voraussetzungen für die Einbeziehung 
dieser kreisfreien Stadt und Landkreise in das 
Regionale Aktionsprogramm sind auch hier 
gegeben. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. (zu § 1 Nr. 3) 

Die Bundesregieurng stimmt dem Vorschlag des 
Bundes rates zu. 

Zu 2. (izu § 1 Nr. 4) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu, Berlin in die Förderungsmaßnahmen 
des Gesetzes einzubeziehen. Sie schlägt hierfür fol- 
gende Fassung vor: 

„Förderung des Ausbaues der Infrastruktur im 
Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur'' 

a) in Berlin nach den Grundsätzen des § 2 Abs. 2 
Satz 2 und Abs. 3 des Gesetzes über die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" 

b) in den förderungsbedürftigen Gebieten im Sinne 
von § 1 des Investitionszulagengesetzes unter 
den im Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur" enthaltenen Voraussetzungen, in der Über- 
gangszeit bis zum Inkrafttreten ides ersten Rah- 
menplianes nach § 4 des Gesetzes über die Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur" auch in den Gebieten, 
in denen die in der Anlage zu diesem Gesetz 
bezeichneten Aktionsprogramme durchgeführt 
werden." 

Begründung 

Nach der vom Bundesrat vorgeschlagenen Fassung 
könnten in Berlin zur Zeit keine Vergünstigungen 
nach § 1 Nr. 4 gewährt werden, weil die dort gefor- 
derten Voraussetzungen nach dem Gesetz über die 
Gemeinschaftsaufgaben „Verbesserung der regiona- 
len Wirtscbaftsstruktur", insbesondere nach § 1 
Abs. 2 Nr. 1 zur Zeit in Berlin nicht vorliegen. Da 
Berlin jedoch uneingeschränkt gefördert werden soll, 
ist § 1 Nr. 4 in die Buchstaben a und b in der Weise 
aufgeteilt worden, daß nur die Vorschriften des '§ 2 


Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 des Gesetzes über die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur" Voraussetzung für eine An- 
wendung des Gesetzes in Berlin sind. 

Zu 3, (zu § 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nur insoweit zu, als in die Bestimmung 
die Förderung des Ausbaues der Infrastruktur nach 
§ 1 Nr. 4 aufgenommen werden soll. Die vom Bun- 
desrat vorgeschlagene neue Nummer 1 in § 2 sollte 
folgende Fassung erhalten: 

„Förderung des Ausbaues der Infrastruktur nach § 1 
Nr. 4". 

B e g r ü n d u n ig 

Der weitergehende Vorschlag des Bundesrates, auch 
die gewerbliche Wirtschaft in die, Regelung mitein- 
zubeziehen, liefe auf eine Dauersubvention hinaus, 
die nach den auch von den Ländern anerkannten 
Grundsätzen der regionalen Wirtschaftspolitik der 
Bundesregierung nicht als Instrument 'der regionalen 
Wirtschaftsförderung in Betracht kommt (vgl. Druck- 
sache V/2469, § 2 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über 
die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur"). 

Zu 4. (zur Anlage) 

Die Bundesregierung kann der Aufnahme der vom 
Bundesrat vorgeschlagenen Gebiete in die Anlage 
nicht zustimmen. Aus der Bezugnahme auf § 1 Nr. 3 
und 4 ergibt sich, daß in die Anlage nur solche 
Kreise und kreisfreien Städte gehören, die von den 
regionalen Aktionsprogrammen erfaßt werden. Das 
trifft jedoch auf die vom Bundesrat genannten Ge- 
biete nicht zu. 

Den Vorschlägen des Bundesrates, in Nummer 3 der 
Anlage die Ortsbezeichnungen zu berichtigen und in 
Nummer 5 und 6 der Anlage das Wort „Landkreise" 
entsprechend der inzwischen geänderten amtlichen 
Bezeichnung durch das Wort „Kreise" zu ersetzen, 
wird zugestimmt. 


11 



